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Alle Abgeordneten





  Stand: 19.5.2026 

Fassung nach GWK-Ausschuss am 19. Mai 2026 

Aktualisierung von Verwaltungsvereinbarungen 

 

Die vorgeschlagenen Änderungen im Einzelnen: 

1.) Einstimmigkeitserfordernis für eine abschließende Entscheidung 

a) Abschließende Entscheidung in der GWK 

Aktuelle Fassung  
Art. 4 Abs. 6 GWK-Abk. Vorschlag 

Beschlüsse der Gemeinsamen 
Wissenschaftskonferenz werden mit Zustimmung der 
Regierungschefinnen und -chefs für die 
Vertragschließenden verbindlich. Die Zustimmung 
gemäß Satz 1 gilt mit der Beschlussfassung durch die 
Gemeinsame Wissenschaftskonferenz als erteilt, wenn 
und soweit diese einstimmig erfolgt. Das gilt auch, 
wenn nicht binnen vier Wochen nach Zugang eines 
nicht einstimmig gefassten Beschlusses der Gemein-
samen Wissenschaftskonferenz einer der 
Vertragschließenden die Beratung und 
Beschlussfassung der Regierungschefinnen und -chefs 
beantragt. 

Beschlüsse der Gemeinsamen 
Wissenschaftskonferenz werden mit Zustimmung der 
Regierungschefinnen und -chefs für die 
Vertragschließenden verbindlich. Die Zustimmung 
gemäß Satz 1 gilt mit der Beschlussfassung durch die 
Gemeinsame Wissenschaftskonferenz als erteilt, 
wenn und soweit diese einstimmig erfolgt. Das gilt 
auch, wenn nicht binnen vierzwei Wochen nach 
Zugang eines nicht einstimmig gefassten Beschlusses 
der Gemeinsamen Wissenschaftskonferenz einer 
mindestens vier der Vertragschließenden die 
Beratung und Beschlussfassung der 
Regierungschefinnen und -chefs beantragent. 

 

 

Aktuelle Fassung  
§ 7 Abs. 3 GO-GWK Vorschlag 

Das Büro der Konferenz übermittelt nicht einstimmig 
gefasste Beschlüsse der Konferenz unter Hinweis auf 
Artikel 4 Abs. 6 Satz 3 GWK-Abkommen unverzüglich 
dem Bundeskanzleramt und den Staats- und 
Senatskanzleien der Länder. Es teilt mit, wenn einer 
der Vertragsschließenden die Beratung und 
Beschlussfassung der Regierungschefinnen und -chefs 
beantragt (Artikel 4 Abs. 6 Satz 3 GWK-Abkommen). 

Das Büro der Konferenz übermittelt nicht einstimmig 
gefasste Beschlüsse der Konferenz unter Hinweis auf 
Artikel 4 Abs. 6 Satz 3 GWK-Abkommen unverzüglich 
dem Bundeskanzleramt und den Staats- und 
Senatskanzleien der Länder. Es teilt mit, wenn einer 
mindestens vier der Vertragsschließenden die 
Beratung und Beschlussfassung der 
Regierungschefinnen und -chefs beantragent (Artikel 
4 Abs. 6 Satz 3 GWK-Abkommen).  



b) Abschließende Entscheidung im Ausschuss mittels Delegation 

Aktuelle Fassung  
Art. 6 Abs. 4 GWK-Abk. Vorschlag 

Beschlüsse des Ausschusses in Angelegenheiten 
nach Artikel 5 Absatz 3 gelten als Beschlüsse der 
Gemeinsamen Wissenschaftskonferenz, wenn und 
soweit sie einstimmig gefasst werden. 

Beschlüsse des Ausschusses in 
Angelegenheiten nach Artikel 5 Absatz 
3 gelten als Beschlüsse der 
Gemeinsamen Wissenschafts-
konferenz, wenn und soweit sie 
einstimmig gefasst werden.  
Das gilt auch, wenn nicht binnen zwei 
Wochen nach einer nicht einstimmigen 
Beschlussfassung mindestens vier 
Mitglieder die Beratung und Beschluss-
fassung der Gemeinsamen 
Wissenschaftskonferenz beantragen; 
zu derartigen Beschlüssen gilt die 
Zustimmung der Regierungschefinnen 
und -chefs gemäß Artikel 4 Absatz 6 
Satz 1 als erteilt. 

 

Aktuelle Fassung  
§ 7 Abs. 2 GO-GWK Vorschlag 

Das Büro der Konferenz übermittelt einstimmig 
gefasste Beschlüsse der Konferenz sowie einstimmig 
gefasste Beschlüsse des Ausschusses nach Artikel 6 
Abs. 4 GWK-Abkommen unter Hinweis auf Artikel 4 
Abs. 6 Satz 2 GWK-Abkommen unverzüglich dem 
Bundeskanzleramt und den Staats- und 
Senatskanzleien der Länder. 

Das Büro der Konferenz übermittelt 
einstimmig gefasste Beschlüsse der 
Konferenz sowie einstimmig gefasste 
Beschlüsse des Ausschusses nach 
Artikel 6 Abs. 4 Satz 1 GWK-
Abkommen unter Hinweis auf Artikel 4 
Abs. 6 Satz 2 GWK-Abkommen 
unverzüglich dem Bundeskanzleramt 
und den Staats- und Senatskanzleien 
der Länder. Das Büro der Konferenz 
übermittelt nicht einstimmig gefasste 
Beschlüsse des Ausschusses, bei 
welchen die Frist des Artikel 6 Absatz 4 
Satz 2 GWK-Abkommen ohne 
Erreichen des erforderlichen Quorums 
verstrichen ist, unverzüglich dem 
Bundeskanzleramt und den Staats- und 
Senatskanzleien der Länder mit 
Hinweis auf Artikel 6 Absatz 4 GWK-
Abkommen. 

  



c) Einstimmigkeitserfordernis bei Sonderfinanzierungen 

Aktuelle Fassung  
§ 1 Abs. 2 Anlage GWK-Abk. Vorschlag1 

Über den jeweiligen, in dieser Vereinbarung oder in 
den Ausführungsvereinbarungen festgelegten 
Finanzierungsanteil hinausgehende Leistungen 
können in den Fällen von 

1. Absatz 1 Nummer 1, 3 und 4 mit 
Zustimmung des Bundes und aller Länder, 
im Falle des Max-Planck-Instituts für 
Plasmaphysik (IPP) der MPG mit 
Zustimmung des Bundes und der beteiligten 
Länder, 

2. Absatz 1 Nummer 2, 6, 7, 8, 10 und 11 mit 
Zustimmung des Bundes und der beteiligten 
Länder, 

3. Absatz 1 Nummer 5 und 9 mit Zustimmung 
des Bundes und der Mehrheit der Länder 

erbracht werden. 

Über den jeweiligen, in dieser Vereinbarung oder in 
den Ausführungsvereinbarungen festgelegten 
Finanzierungsanteil hinausgehende Leistungen 
können in den Fällen von 

1. Absatz 1 Nummer 1, 3 und 4 mit 
Zustimmung des Bundes und aller Länder, 
im Falle des Max-Planck-Instituts für 
Plasmaphysik (IPP) der MPG mit 
Zustimmung des Bundes und der beteiligten 
Länder, 

1. Absatz 1 Nummer 2, 6, 7, 8, 10, und 11 und 
im Falle des Max-Planck-Instituts für 
Plasmaphysik (IPP) der MPG mit 
Zustimmung des Bundes und der beteiligten 
Länder, 

2. Absatz 1 Nummer 1 [DFG], 3 [MPG], 4 
[FhG], 5 und 9 mit Zustimmung des Bundes 
und der einfachen Mehrheit der Länder 

erbracht werden. 

 

d) Spezifikum „Sitzland“ 

Aktuelle Fassung  
Art. 4 Abs. 4 GWK-Abk. Vorschlag 

Die Gemeinsame Wissenschaftskonferenz fasst ihre 
Beschlüsse mit einer Mehrheit von mindestens 29 
Stimmen der Mitglieder. Überstimmte Mitglieder 
können ihre abweichende Auffassung in einem 
besonderen Votum niederlegen (Minderheitsvotum). 
Beschlüsse können auch im Umlaufverfahren her-
beigeführt werden. Eine gemeinsame finanzielle 
Förderung kann nur mit der Stimme des Sitzlandes 
beschlossen werden. 

Die Gemeinsame Wissenschaftskonferenz fasst ihre 
Beschlüsse mit einer Mehrheit von mindestens 29 
Stimmen der Mitglieder. Überstimmte Mitglieder 
können ihre abweichende Auffassung in einem 
besonderen Votum niederlegen (Minderheitsvotum). 
Beschlüsse können auch im Umlaufverfahren herbei-
geführt werden. Eine Ein Beschluss zur 
gemeinsamen finanziellen Förderung bindet das 
Sitzland, wenn und soweit es nicht dagegen gestimmt 
hat kann nur mit der Stimme des Sitzlandes 
beschlossen werden. 

 

 
1 Verweise auf diese Norm in Ausführungsvereinbarungen (§ 3 Abs. 3 AV-DFG, § 2 Abs. 6 AV-DZHW, § 3 Abs. 3 
AV-FhG, § 3 Abs. 2 AV-MPG, § 3 Abs. 2 AV-WGL) werden redaktionell hinsichtlich der neuen Nummerierung 
angepasst. 



e) Verfahrensklarstellungen 

Aktuelle Fassung  
Art. 4 Abs. 3 GWK-Abk. Vorschlag 

Die Vertreterinnen und Vertreter der Bundesregierung 
führen 16 Stimmen, die einheitlich abgegeben 
werden, die Vertreterinnen und Vertreter jeder 
Landesregierung eine Stimme. 

Die Vertreterinnen und Vertreter der Bundesregierung 
führen 16 Stimmen, die einheitlich abgegeben 
werden, die Vertreterinnen und Vertreter jeder 
Landesregierung eine Stimme. Stimmenthaltungen 
stehen dem Zustandekommen einer einstimmigen 
Beschlussfassung nicht entgegen. 

 

Aktuelle Fassung  
§ 4 Abs. 2 GO-GWK Vorschlag 

Beschlüsse des FhG-Ausschusses, des für 
Forschung an Hochschulen für Angewandte 
Wissenschaften zuständigen Fachausschusses mit 
besonderen Zuständigkeiten, des für das IPP 
zuständigen Fachausschusses mit besonderen 
Zuständigkeiten und des Ausschusses der Zuwen-
dungsgeber der HGF können als 
Beratungsgegenstand dann in die vorläufige 
Tagesordnung der GWK aufgenommen werden, 
wenn die Beschlussfassung im Fachausschuss nicht 
einvernehmlich erfolgte. Das gilt auch, wenn ein 
Mitglied der GWK dies ausdrücklich verlangt. Dabei 
muss das antragstellende Mitglied die grundsätzliche 
Bedeutung des Themas für Bund und Länder 
darlegen. Den Vorsitzenden obliegt die Entscheidung, 
ob eine Aufnahme in die vorläufige Tagesordnung 
und eine Vorbereitung der GWK durch den 
Ausschuss erfolgen soll. 

Beschlüsse des FhG-Ausschusses, des für 
Forschung an Hochschulen für Angewandte 
Wissenschaften zuständigen Fachausschusses mit 
besonderen Zuständigkeiten, des für das IPP 
zuständigen Fachausschusses mit besonderen 
Zuständigkeiten und des Ausschusses der Zuwen-
dungsgeber der HGF können als 
Beratungsgegenstand dann in die vorläufige 
Tagesordnung der GWK aufgenommen werden, 
wenn die Beschlussfassung im Fachausschuss nicht 
einvernehmlich erfolgte. Das gilt auch, wenn ein 
Mitglied der GWK dies ausdrücklich verlangt. Dabei 
muss das antragstellende Mitglied die grundsätzliche 
Bedeutung des Themas für Bund und Länder 
darlegen. Den Vorsitzenden obliegt die Entscheidung, 
ob eine Aufnahme in die vorläufige Tagesordnung 
und eine Vorbereitung der GWK durch den 
Ausschuss erfolgen soll.  
Für Beschlüsse des Ausschusses der 
Zuwendungsgeber der HGF gelten Artikel 4 Abs. 3 
und 4 GWK-Abkommen entsprechend. 

 

  



2. Kündigungsklauseln 

a) GWK-Abkommen 

Aktuelle Fassung  
Art. 10 Abs. 1 GWK-Abk. Vorschlag 

Das Abkommen wird auf unbestimmte Zeit 
geschlossen. Es kann mit einer Kündigungsfrist von 
zwei Jahren zum Ende eines Kalenderjahres, jedoch 
erstmals nach sechs Jahren gekündigt werden. 

Das Abkommen wird auf unbestimmte Zeit 
geschlossen. Es kann von jedem Land mit Wirkung 
allein für das kündigende Land oder vom Bund mit 
einer Kündigungsfrist von zwei drei Jahren zum Ende 
eines Kalenderjahres, jedoch erstmals nach sechs 
Jahren gekündigt werden.  
Im Fall der Kündigung eines Landes ist bis zum 
Wirksamwerden der Kündigung festzulegen, wie die 
Zusammenarbeit nach Ausscheiden des kündigenden 
Landes fortgeführt wird. 
Wenn die Zahl der am Abkommen beteiligten Länder 
zehn unterschreitet, so entscheiden der Bund und die 
verbleibenden Länder bis zum Wirksamwerden der 
Kündigung des zuletzt kündigenden Vertragspartners 
über die Fortführung des Abkommens. Kommt eine 
Entscheidung nicht zustande, enden die Wirkungen 
des Abkommens nach Ablauf dieser Frist. 

 

 

Keine derzeitige Regelung  
Vorschlag für neuen  
Art. 10 Abs. 22 GWK-Abk. 

 Für den Fall einer Kündigung des GWK-Abkommens 
oder von Finanzierungsvereinbarungen durch ein 
Land werden sich die übrigen Vertragsschließenden 
darüber verständigen, inwiefern auf eine Anpassung 
der diesbezüglichen Bundesergänzungszuweisung im 
Finanzausgleichsgesetz (§ 11 Abs. 6 FAG) hingewirkt 
werden soll. 

b) Ausführungsvereinbarungen (AV) 

§ 6 Abs. 1 AV-DFG, § 5 Abs. 1 AV-MPG,  
§ 7 Abs. 1 AV-FhG, § 8 Abs. 1 AV-WGL,  
§ 6 Abs. 1 AV-AK3, § 2 Abs. 1 AV-Glei Vorschlag 

Diese Vereinbarung wird auf unbestimmte Zeit 
geschlossen. Sie kann mit einer Kündigungsfrist von 
zwei Jahren zum Ende eines Kalenderjahres, jedoch 
erstmals nach vier Jahren gekündigt werden. 

Diese Vereinbarung wird auf unbestimmte Zeit 
geschlossen. Sie kann von jedem Land mit Wirkung 
allein für das jeweilige Land oder vom Bund mit einer 
Kündigungsfrist von zwei Jahren zum Ende eines 
Kalenderjahres, jedoch erstmals nach vier Jahren 
gekündigt werden. Das Bestehen der Vereinbarung 
für die verbleibenden Vertragsparteien wird durch die 
Kündigung einzelner Länder nicht berührt. Bis zum 
Wirksamwerden der Kündigung ist festzulegen, 
inwieweit die gemeinsame Förderung fortgeführt wird. 

 

§ 7 Abs. 2 AV-FhG Vorschlag 

Wird die Ausführungsvereinbarung vom Bund oder 
von einem Land gekündigt, so wird die gemeinsame 
Förderung der FhG zum Zeitpunkt des 
Wirksamwerdens der Kündigung eingestellt, es sei 
denn, der Bund und die übrigen Länder vereinbaren 
eine Fortsetzung der gemeinsamen Förderung. Endet 

Wird die Ausführungsvereinbarung vom Bund oder 
von einem Land gekündigt, so wird die gemeinsame 
Förderung der FhG zum Zeitpunkt des 
Wirksamwerdens der Kündigung eingestellt, es sei 
denn, der Bund und die übrigen Länder vereinbaren 
eine Fortsetzung der gemeinsamen Förderung. 

 
2 Bei Einfügen dieses neuen Absatzes würden die derzeitigen Absätze 2 und 3 zu Absätzen 3 und 4.  
3 Verständigt sich die Konferenz zuvor auf eine Änderung der AV-AK und eine damit verbundene Untergliederung 
der AV-AK in zwei Abschnitte I. und II., bezieht sich diese Änderung auf I. § 6 Abs. 1 AV-AK. 



die gemeinsame Förderung, so findet eine 
Auseinandersetzung zwischen Bund und Ländern 
statt. Eine finanzielle Auseinandersetzung erstreckt 
sich nur auf den Wert der Gebäude und Großgeräte, 
zu deren Einrichtung oder Beschaffung der Bund und 
die Länder einen finanziellen Beitrag geleistet haben. 

Beschließen Bund und Länder ein Endet derdie 
gemeinsamen Förderung, so findet eine Auseinander-
setzung zwischen Bund und Ländern statt. Eine 
finanzielle Auseinandersetzung erstreckt sich nur auf 
den Wert der Gebäude und Großgeräte, zu deren 
Einrichtung oder Beschaffung der Bund und die 
Länder einen finanziellen Beitrag geleistet haben. 

 

§ 6 Abs. 1 AV-DZHW Vorschlag 

Diese Vereinbarung wird auf unbestimmte Zeit 
geschlossen. Sie kann mit einer Kündigungsfrist von 
einem Jahr zum Ende eines Kalenderjahres, jedoch 
erstmals nach vier Jahren gekündigt werden. 

Diese Vereinbarung wird auf unbestimmte Zeit 
geschlossen. Sie kann von jedem Land mit Wirkung 
allein für das jeweilige Land oder vom Bund mit einer 
Kündigungsfrist von zwei Jahren einem Jahr zum 
Ende eines Kalenderjahres, jedoch erstmals nach vier 
Jahren gekündigt werden. Das Bestehen der 
Vereinbarung für die verbleibenden Vertragsparteien 
wird durch die Kündigung einzelner Länder nicht 
berührt. 

 

§ 21 Abs. 1 AV-FGH Vorschlag 

Diese Vereinbarung wird auf unbestimmte Zeit 
geschlossen. Sie kann mit einer Kündigungsfrist von 
zwei Jahren zum Ende des Kalenderjahres gekündigt 
werden, jedoch erstmals zum Ende des 5. Jahres 
nach Inkrafttreten. 

Diese Vereinbarung wird auf unbestimmte Zeit 
geschlossen. Sie kann von jedem Land mit Wirkung 
allein für das jeweilige Land oder vom Bund mit einer 
Kündigungsfrist von zwei Jahren zum Ende des 
Kalenderjahres gekündigt werden, jedoch erstmals 
zum Ende des 5. Jahres nach Inkrafttreten. Das 
Bestehen der Vereinbarung für die verbleibenden 
Vertragsparteien wird durch die Kündigung einzelner 
Länder nicht berührt. Bis zum Wirksamwerden der 
Kündigung ist festzulegen, inwieweit die gemeinsame 
Förderung fortgeführt wird. 

 

§ 6 Abs. 2 AV-WGL Vorschlag 

Unabhängig von dem Verfahren nach Absatz 1 kann 
jeder der an der Finanzierung Beteiligten die 
gemeinsame Förderung einer Einrichtung kündigen. 
Die Kündigungsabsicht ist dem Büro der GWK 
schriftlich mitzuteilen. Hierüber findet im Ausschuss in 
der übernächsten Sitzung, aber nicht vor Ablauf eines 
halben Jahres nach Mitteilung der 
Kündigungsabsicht, eine Aussprache statt. Erst 
danach kann wirksam gekündigt werden. Die 
gemeinsame Förderung wird mit dem Ablauf des 
Haushaltsjahres, in dem die Kündigung wirksam 
ausgesprochen wird, eingestellt. Kündigt ein Land, 
das nicht das Sitzland ist, die gemeinsame Förde-
rung, wird diese vom Bund und von den übrigen 
Ländern fortgesetzt. Der Finanzierungsanteil des 
ausscheidenden Landes wird mit Wirkung vom 
nächsten Haushaltsjahr von den anderen an der 
Finanzierung beteiligten Ländern anteilig 
übernommen. 

Unabhängig von dem Verfahren nach Absatz 1 kann 
jeder der an der Finanzierung Beteiligten die 
gemeinsame Förderung einer Einrichtung kündigen. 
Die Kündigungsabsicht ist dem Büro der GWK 
schriftlich mitzuteilen. Hierüber findet im Ausschuss in 
der übernächsten Sitzung, aber nicht vor Ablauf eines 
halben Jahres nach Mitteilung der 
Kündigungsabsicht, eine Aussprache statt. Erst 
danach kann wirksam gekündigt werden. Die 
gemeinsame Förderung wird mit dem Ablauf des 
Haushaltsjahres, in dem die Kündigung wirksam 
ausgesprochen wird, eingestellt. Kündigt ein Land, 
das nicht das Sitzland ist, die gemeinsame Förde-
rung, so beträgt die Kündigungsfrist zwei Jahre zum 
Ende des Kalenderjahres; die gemeinsame 
Förderung wird diese vom Bund und von den übrigen 
Ländern fortgesetzt. Der Finanzierungsanteil des 
ausscheidenden Landes wird mit Wirkung vom 
nächsten Haushaltsjahr nach Wirksamwerden der 
Kündigung von den anderen an der Finanzierung 
beteiligten Ländern anteilig übernommen. 

 

 

 

 



c) Verknüpfung AV zu GWK-Abkommen 

 

§ 6 Abs. 2 AV-DFG, § 5 Abs. 2 AV-MPG,  
§ 7 Abs. 3 AV-FhG, § 8 Abs. 2 AV-WGL,  
§ 5 Abs. 2 AV-acatech, § 6 Abs. 2 AV-AK4, 
§ 6 Abs. 2 AV-DZHW, § 2 Abs. 2 AV-Glei Vorschlag 

Bei Außerkrafttreten des GWK-Abkommens tritt auch 
diese Vereinbarung außer Kraft. 

Bei Vor Außerkrafttreten des GWK-Abkommens 
sollen die Vertragspartner dieser 
Ausführungsvereinbarung über die Fortführung dieser 
Vereinbarung als eigenständige Vereinbarung ent-
scheiden. Kommt eine Entscheidung vor dem 
Außerkrafttreten des GWK-Abkommens nicht 
zustande, tritt auch diese Vereinbarung außer Kraft. 

 

§ 21 Abs. 2 AV-FGH Vorschlag 

Bei Außerkrafttreten des Verwaltungsabkommens 
zwischen Bund und Ländern über die Errichtung einer 
GWK tritt auch diese Vereinbarung außer Kraft. 

Bei Vor Außerkrafttreten des Verwaltungsabkommens 
zwischen Bund und Ländern über die Errichtung einer 
GWK sollen die Vertragspartner dieser 
Ausführungsvereinbarung über die Fortführung dieser 
Vereinbarung als eigenständige Vereinbarung ent-
scheiden. Kommt eine Entscheidung vor dem 
Außerkrafttreten des GWK-Abkommens nicht 
zustande, tritt auch diese Vereinbarung außer Kraft. 

d) Bund-Länder-Vereinbarungen (BLV) 

Exzellenzstrategie (Verwaltungsvereinbarung zwischen Bund und Ländern gemäß Artikel 91b Absatz 1 

des Grundgesetzes zur Förderung von Spitzenforschung an Universitäten – „Exzellenzstrategie“ – gemäß 

Beschluss der Regierungschefinnen und Regierungschefs von Bund und Ländern vom 16. Juni 2016, zuletzt 

geändert durch Beschluss der GWK vom 4. November 2022) 

Abschnitt Vorschlag 

§ 8 Abs. 1a (NEU) Die Vereinbarung kann von jedem Land mit Wirkung 
allein für das jeweilige Land mit einer Kündigungsfrist 
von zwei Jahren zum Ende eines Kalenderjahres 
gekündigt werden. Das Bestehen der Vereinbarung 
für die verbleibenden Vertragsparteien wird durch die 
Kündigung einzelner Länder nicht berührt. Nach der 
Kündigung eines Landes verändert sich die künftige 
Finanzierung der Verwaltungskosten gemäß der 
Berechnungslogik des § 1 Absatz 4. 

 

 

 

 

 

 

 
4 Verständigt sich die Konferenz zuvor auf eine Änderung der AV-AK und eine damit verbundene Untergliederung 
der AV-AK in zwei Abschnitte I. und II., bezieht sich diese Änderung auf I. § 6 Abs. 2 AV-AK. 



Stiftung Innovation in der Hochschullehre (Verwaltungsvereinbarung zwischen Bund und Ländern 

gemäß Artikel 91b Absatz 1 des Grundgesetzes über Innovation in der Hochschullehre gemäß Beschluss der 

Regierungschefinnen und Regierungschefs von Bund und Ländern vom 6. Juni 2019) 

Abschnitt Vorschlag 

§ 13 Abs. 1a (NEU) Die Vereinbarung kann von jedem Land mit Wirkung 
allein für das jeweilige Land mit einer Kündigungsfrist 
von zwei Jahren zum Ende eines Kalenderjahres 
gekündigt werden. Das Bestehen der Vereinbarung 
für die verbleibenden Vertragsparteien wird durch die 
Kündigung einzelner Länder nicht berührt.  

§ 13 Abs. 1b (NEU) Nach der Kündigung eines Landes gemäß Absatz 1a 
verständigen sich die übrigen Vertragspartner 
unverzüglich über einen geänderten Finanzierungs-
schlüssel und eine entsprechende Anpassung von § 
10.  

3.) Ausfallender Finanzierungsanteil eines Landes 

Keine derzeitige Regelung Vorschlag für neuen § 1 Abs. 3 Anlage GWK-Abk. 
 

Bund und Länder oder Länder untereinander können 
sich über die Erbringung von ausbleibenden 
Finanzierungsanteilen eines Landes zum Zwecke des 
Fortbestands von Einrichtungen oder der Fortführung 
von Programmen im entsprechenden Land einigen. 
Hierbei können sie übergangsweise höhere Finanzie-
rungsbeiträge leisten, sofern und soweit die 
betroffene Einrichtung oder Forschungsgemeinschaft 
den ausfallenden Finanzierungsanteil des Landes 
nicht anderweitig kompensieren kann. Die 
Finanzierung kann ausnahmsweise im Wege einer 
Zuwendung an die Einrichtung oder mittels einer 
Zuweisung über ein Nicht-Sitzland an die Einrichtung 
erfolgen. 

 


